Heft 16 


Nihtamtlider Teil 151* 


Stimmen aus Praxis und Wiſſenſchaft 


(Nichtamtlicher Teil) 


J n U alt Seite 
1. Die Reichsregelung der Ausbildung der Philologen. Von Miniſterialdirigent z. D. Dr. Roth⸗ 


ſtein im Reichserziehungsmintſteriuum » » 


CCC 151 


2. Zur Schulgartenfrage an Volks⸗ und mittleren Schulen. Von Regierungs⸗ und Schulrat 


aie, Reichserziehungsminiſteriim 
. Bücher und Zeitſchrifte n 
4. Berichtigunnnn gg 


os 


77777 . 8 


Die Reichsregelung der Ausbildung der Philologen. 


Von Minifterialdirigent z. D. Dr. Rothſtein im Reichserziehungsminiſterium. 


Mit Oſtern 1937 hat eine grundlegende Neu⸗ 
ordnung des geſamten höheren Schulweſens für das 
Reich begonnen. Sie macht dem Vielerlei, das 
bisher in den einzelnen Ländern auf dem Gebiete 
des höheren Schulweſens herrſchte, ein Ende und 
ſchafft eine einheitliche ſchuliſche Vorbildung für alle 
Berufe, die im Regelfall ein akademiſches Studium 
verlangen. Dieſe Vereinheitlichung in der Schul⸗ 
vorbildung muß ſich fortſetzen in einer Vereinheit⸗ 
lichung der beſonderen Berufsbildung für die Berufe 
mit akademiſchem Studium. 

Einem beſonders ſtörenden Mißſtande auf dem 
Gebiete der Ausbildung der Philologen hat der 
Erlaß E III c 1200 vom 7. Juni 1937 über die 
Reichsordnung der Pädagogiſchen (= Aſſeſſoren⸗) 
Prüfung ein Ende gemacht. In der Erläuterung 
zu dieſem Erlaß (RMin Amtsbl Dtſch Wiſſ. S. 117 ff.) 
iſt ſchon darauf hingewieſen worden, daß dieſe 
ſofort wirkſame Vereinheitlichung des Ausbildungs⸗ 
abſchluſſes der Philologen die Verſchiedenheit 
der Wege bis zum Abſchluſſe in den Ländern 
noch beſtehen läßt. 

Die Vereinheitlichung des Weges vom Beginn 
des Studiums bis zum Abſchluß der berufs⸗ 
praktiſchen Ausbildung hat indes tatſächlich 
mit dem Erlaß W IL 2167 uf. vom 12. Oktober 
1935 ſchon eingeſetzt: dort entſchied der Herr Reichs⸗ 
erziehungsminiſter mit Wirkung vom 1. Oktober 
1936 zunächſt für Preußen, daß die künftigen Lehrer 
an höheren Schulen vor Beginn des Fachſtudiums 
zwei Halbjahre mit den Lehrern der Volksſchule 
zuſammen an einer Hochſchule für Lehrerbildung 
ausgebildet werden ſollen. Von vornherein war 
die Ausdehnung dieſer Maßnahme auf das Reich 
in Ausſicht genommen. Inzwiſchen ſind auch ſchon 
eine Anzahl Länder dem Beiſpiel Preußens gefolgt. 
Vom 1. Oktober 1937 ab iſt dieſe Vorſchrift ver⸗ 
bindlich für das geſamte Reichsgebiet. 

Die im RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 363 ff. 
veröffentlichten Richtlinien für die Ausbildung der 
Philologen zeichnen nun den Weg von Beginn des 
Studiums bis zur Wiſſenſchaftlichen Prüfung 


(= Referendarprüfung), wie er ſich künftig einheitlich 
im ganzen Reich geſtalten wird. 

Es dürfte ſelbſtverſtändlich ſein, mag aber hier 
ausdrücklich feſtgeſtellt werden, daß dieſe neue 
Ordnung nur für diejenigen Philologen gilt, die 
ſeit dem 1. Oktober 1936 ihr Studium auf dem 
neuen Wege an der Hochſchule für Lehrerbildung 
begonnen haben und beginnen. 

Alle diejenigen Studenten, die 
ihr Studium nach der bisher gel⸗ 
tenden Ordnung begonnen haben, 
ſetzen es auch nach dieſer Ordnung 
fort und legen ebenſo ihre Wiſſen⸗ 
ſchaftliche Prüfung nach der bisher 
geltenden Prüfungsordnung ab. 
Für die Planung des neuen Weges war hin⸗ 
ſichtlich der Dauer der geſamten Ausbildung die 
gebieteriſche bevölkerungspolitiſche Forderung, die 
Erreichung der Berufsreife in einem nicht zu hohen 
Lebensalter zu ermöglichen, entſcheidend. Als Ziel 
mußte gelten, den Abſchluß der Berufsbildung mit 
dem 25. bis 26. Lebensjahr zu ermöglichen. 

Die Verkürzung der Schulzeit auf zwölf Jahre 
brachte von dieſer Seite her eine Erleichterung. Die 
pflichtmäßige Ableiſtung des halbjährigen Arbeits⸗ 
dienſtes und des zweijährigen Wehrdienſtes ver⸗ 
zögert auf der anderen Seite trotzdem den Beginn 
der Berufsausbildung im Normalfall bis zum 
Lebensalter von 20% Jahren. 

Bei dieſer Sachlage war es untragbar, das 
bisherige achtſemeſtrige Studium bis zur Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Prüfung zu verlängern. In dieſe acht 
Halbjahre müſſen die zwei Halbjahre an der Hoch⸗ 
ſchule für Lehrerbildung einbezogen ſein. Die 
Tatſache, daß das Studium an der Hochſchule für 
Lehrerbildung in der Hauptſache eine erſte Ein⸗ 
führung in Pädagogik und Unterricht vermittelt, 
gab die Möglichkeit, die ſpätere beruf praktiſche 
Ausbildung, die im größten Teil des Reichsgebiets 
bisher zwei Jahre in Anſpruch nahm, allgemein 
auf ein Jahr zu bemeſſen. Nach der fach wiſſen⸗ 
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ſchaftlichen Seite kann der Aufenthalt an der 
Hochſchule für Lehrerbildung nur in beſchränktem 
Umfange fruchtbar gemacht werden. Immerhin iſt 
zu erwarten, daß wenigſtens für ein Fach (das 
Wahlfach) auch das Fachſtudium im engeren Sinne 
gefördert wird. 

Für das reine fachwiſſenſchaftliche Studium an 
der Univerſität bleiben nur ſechs Halbjahre. Das 
bedeutet — auch wenn man die Beſchäftigung mit 
dem Wahlfach an der Hochſchule für Lehrerbildung 
in Rechnung ſtellt — eine merkliche zeitliche Ver⸗ 
kürzung gegenüber der bisherigen Regelung. 

Der naheliegende Gedanke, den Zeitausfall 
durch Beſchränkung auf zwei (ſtatt wie bisher 
drei) Pflichtfächer auszugleichen, ließ ſich nicht ver⸗ 
wirklichen. Die Schulverwaltung kann im Intereſſe 
der vollen Verwendungsfähigkeit der Lehrer nicht 
auf das dritte Fach verzichten. 

Das Problem, ohne Gefährdung der Qualität 
der wiſſenſchaftlichen Ausbildung die mit Rückſicht 
auf die verkürzte Zeit notwendige Beſchränkung zu 
erreichen, mußte auf andere Weiſe gelöſt werden. 

Die Beſchränkung liegt darin, daß nicht mehr 
zwei im ganzen Umfang zu ſtudierende Hauptfächer 
und ein Nebenfach mit geringeren Anforderungen, 
ſondern nur ein voll durchzuſtudierendes Grund⸗ 
fach und zwei Beifächer mit geringerer, aber für 


den Unterricht in der Oberſtufe noch ausreichender 
Stoffbeherrſchung verlangt wird. Die Sicherung 
der Qualität der Ausbildung wird darin geſehen, 
daß Grundfach und Beifächer ſtofflich und methodiſch 
verwandt ſein ſollen, ſo daß die intenſive wiſſen⸗ 
ſchaftliche Durchbildung im Grundfach das Studium 
der Beifächer befruchtet und die drei Fächer ſich 
gegenſeitig ſtützen. 

Die völlig freie Wahl der Fächer, wie ſie z. B. 
die bisherige preußiſche Ordnung vorſah, konnte 
nicht beibehalten werden. Sie hatte ſich ohnehin 
nicht bewährt. Die notwendige Bindung iſt jedoch 
ſo elaſtiſch gehalten, daß die Gefahr der Starrheit 
vermieden iſt. 

Die Forderung nur eines in vollem Umfange 
zu ſtudierenden Grundfaches neben zwei Beifächern 
ergibt für die Wiſſenſchaftliche Prüfung die Mög⸗ 
lichkeit der Beſchränkung auf eine große wiſſen⸗ 
ſchaftliche Prüfungsarbeit. Zur Ergänzung wird 
das Syſtem der Klauſuren ſtärker als bisher aus⸗ 
gebaut werden. Es iſt zu erwarten, daß bei dieſer 
Regelung die Wiſſenſchaftliche Prüfung in einem 
halben Jahre erledigt werden kann, während ſie 
bisher zwei Halbjahre in Anſpruch nahm. Die Aus⸗ 
geſtaltung der Wiſſenſchaftlichen Prüfung im ein⸗ 
zelnen bleibt einer neuen Prüfungsordnung vor⸗ 
behalten. 


Zur Schulgartenfrage an Volks- und mittleren Schulen. 


Von Regierungs⸗ und Schulrat Kae, Reichserziehungsminiſterium. 


Seit langem hat der Herr Reichserziehungs⸗ 
miniſter dem Schulgarten und den großen unterricht⸗ 
lichen und erziehlichen Einflüſſen, die von ihm aus⸗ 
gehen, beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet. Den 
Regierungspräſidenten in Preußen wurden jährlich 
namhafte Beträge zur Ausbildung der Lehrer für 
den Gartenbau zur Verfügung geſtellt in der Er⸗ 
kenntnis, daß der erziehliche Wert der vorhandenen 
und noch anzulegenden Schulgärten abhängig iſt 
von dem Intereſſe und der Sachkenntnis der Lehrer, 
die den Schulgarten verantwortlich betreuen und 
ihn in den Dienſt der Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗ 
arbeit der Schule ſtellen. So war die Ausbildung 
der Lehrerſchaft für den Gartenbau die wichtigſte 
Maßnahme zur Förderung der Schulgartenarbeit. 
Das Intereſſe der Volksſchullehrerſchaft für die von 
den preußiſchen Regierungspräſidenten in Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den zuſtändigen Stellen des 
Reichsnährſtandes abgehaltenen Lehrgänge war 
groß. Faſt überall hatten ſich — nach den Be⸗ 
richten — mehr Teilnehmer gemeldet, als einberufen 
werden konnten, ein glänzendes Zeichen für die 
pflichtbewußte, opferwillige und einſatzbereite 
Haltung der Lehrerſchaft. In dankenswerter Weiſe 
hatte überall die Landesbauernſchaft ihre Hilfe zur 
Verfügung geſtellt; die Kreisfachbearbeiter für den 
Gartenbau, die Kreisgärtner und die Beauftragten 
der Heimſtättenämter der Kreiſe wurden zu den 


Kurſen herangezogen. Die Ausbildung der Lehrer 
auf dieſem Gebiete wird in den nächſten Jahren 
fortgeſetzt werden. 

Daneben liefen die Beſtrebungen, die Ge⸗ 
meinden zur Einrichtung neuer Schulgärten zu ver⸗ 
anlaſſen. Für dieſe Neueinrichtungen hatte der 
Herr Reichserziehungsminiſter ſchon im Erlaß vom 
26. April 1935 — E II b 124, E V — Anweiſungen 
gegeben und die Regierungspräſidenten erſucht, die 
Pflege vorhandener und die Anlage neuer Schul⸗ 
gärten beſonders zu fördern. Ziel ſollte ſein, 
möglichſt jeder Schule einen eigenen Schulgarten 
anzugliedern. — Der Erfolg der eingeſetzten Be⸗ 
mühungen iſt groß. Wenn noch auf Seite 93* des 
Nichtamtlichen Teiles des Reichsminiſterialamts⸗ 
blattes „Deutſche Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung“ vom Jahre 1935 ausgeführt werden mußte, 
daß das Bild von dem derzeitigen Stand der Schul- 
gartenfrage ſehr verſchiedenartig ſei, daß es neben 
Regierungsbezirken, in denen 90 v. H. aller Schulen 
einen Schulgarten haben, auch Bezirke mit nur 
ſehr wenigen Schulgärten gäbe, kann heute feſt⸗ 
geſtellt werden, daß dank der Förderung der Re- 
gierungspräſidenten und des Reichsnährſtandes und 
dank der verſtändnisvollen Mitarbeit der Gemeinden 
und der Lehrerſchaft die Zahl der Schulgärten an 
Volks⸗ und mittleren Schulen in Preußen be⸗ 
trächtlich zugenommen hat. Nach einer nicht ganz 


Nicht amtlicher Teil 153 * 


vollſtändigen Statiſtik gibt es heute in Preußen 
14 242 Schulen mit eigenem Schulgarten und 
15 591 Schulen ohne eigenen Schulgarten. Rund 
die Hälfte aller preußiſchen Volks⸗ und Mittelſchulen 
beſitzt alſo einen eigenen Schulgarten; viele Hunderte 
von neuen Schulgärten werden nach den ein⸗ 
gegangenen Berichten noch im Laufe dieſes Schul⸗ 
jahres eingerichtet werden. Das iſt eine höchſt 
erfreuliche Entwicklung, die mit Rückſicht auf die 
große Bedeutung, die dem Schulgarten im Rahmen 
einer bodenverwurzelten Schularbeit zukommt und 
im Hinblick auf die Möglichkeit der Eingliederung 
der Schulgartenarbeit in den Vierjahresplan des 
Führers zu begrüßen iſt. Um Fehlentwickelungen 
in der Anlage und Bewirtſchaftung von Schul⸗ 
gärten vorzubeugen und um auch in der Schul⸗ 
gartenarbeit alle Kräfte einheitlich zu lenken, hat 
der Herr Reichserziehungsminiſter durch Erlaß vom 
21. Juni 1937 — E II b 233, EV — „Richtlinien 
für die Einrichtung und Bewirtſchaftung von Schul⸗ 
gärten an Volks⸗ und mittleren Schulen“ heraus⸗ 
gegeben. 

Es iſt klar, daß der Schulgarten heute neben 
den bisherigen unterrichtlichen und erziehlichen Auf⸗ 
gaben, die jedem Schulmann geläufig ſind, große 
nationalpolitiſche Aufgaben zu erfüllen hat. Ich 
weiſe nur andeutend darauf hin, daß er ja im 
Dienſte der Verwirklichung der Idee von Blut und 
Boden ſteht und das hohe Ethos von der Boden⸗ 
gebundenheit des Blutes lehrt, daß er das biologiſche 
Denken als eine der Grundlagen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung fördert und daß 
Raſſen⸗ und Vererbungslehre im Schulgarten durch 
Züchtungs⸗ und Vererbungsverſuche ihre biologiſche 
Begründung und Erklärung finden. Weiter ſoll der 
Schulgarten im Rahmen des Vierjahresplanes 
mithelfen an der Erzeugungsſchlacht, bei der 
Schadenverhütung und beim Kampf gegen den 
Verderb, und endlich hat er zu zeigen, wie durch 
höchſte Ausnutzung des Bodens und größte 
Steigerung des Gemüſe⸗ und Obſtbaues die Grund⸗ 
lage unſerer Ernährung ſichergeſtellt und Deutſchland 
kriſenfeſt und unabhängig von der Einfuhr von 
Lebensmitteln aus dem Auslande gemacht werden 


kann. 

Die Richtlinien über Einrichtung und Bewirt⸗ 
ſchaftung von Schulgärten fordern in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Reichsnährſtand, der die⸗ 
ſelben Ziele vertritt, daß der Schulgarten ein 
Muſtergarten für den heimatgebundenen Haus-, 
Siedler⸗ und Kleingarten, in ländlichen Gemeinden 
für den bäuerlichen Haus⸗ und Vorgarten ſein ſoll, 
und daß er ſich in der Geſtaltung dem orts⸗ und 
landesüblichen Brauche anpaſſen und in der Be⸗ 
wirtſchaftung die gegebenen natürlichen Ver⸗ 
hältniſſe berückſichtigen ſoll. Der Schulgarten der 
Großſtadt z. B. wird danach ein Muſtergarten für 
den Klein- oder Schrebergarten fein, in dem Ge⸗ 
müſe⸗, Obſt⸗ und Blumenzucht vereinigt ſind, in 
Siedlungsgegenden ein muſtergültiger Siedler⸗ 
garten, der ſich aus einem kleinen Blumengarten 
— entſprechend dem Blumengarten vor dem 
Siedlerhauſe — und einem größeren Gemüſe⸗ 
und Obſtgarten hinter dem Hauſe zuſammenſetzt. 
Auf dem Lande endlich wird der Typ des Bauern⸗ 
gartens geſchaffen werden; er beſteht aus dem 


bäuerlichen Vorgarten und aus dem bäuerlichen 
Hausgarten mit Gemüſe und Obſtbau, beide viel⸗ 
fach getrennt angelegt und bewirtſchaftet. Im 
Vorgarten ſollen die alten ſchönen Bauernblumen, 
an die ſich beſtes deutſches Vätererbe in Geſtalt 
von Volksſagen und Volksbräuchen knüpft und 
die willkommene Gelegenheit zur Volkstumspflege 
geben, gezogen werden. Punkt 8 der Richtlinien 
fordert deshalb zu ihrem Anbau beſonders auf. 


Die Einſtellung mancher ländlicher Kreiſe, die 
den Schulgarten auf dem Dorfe als überflüſſig 
anſehen, weil die Kinder ja in der Feld⸗ und Garten⸗ 
wirtſchaft aufwachſen, iſt falſch. Gerade auf dem 
Lande können von einem richtig geleiteten Schul⸗ 
garten Anregungen für das ganze Dorf ausgehen, 
vor allem dann, wenn der Schulgarten ſeine 
Daſeinsberechtigung dadurch erweiſt, daß er auf 
die tatſächlichen Verhältniſſe im Dorfe Rückſicht 
nimmt und ſie fördert. Sehr häufig zeigt ein Blick 
auf Bauerngärten, daß Bewirtſchaftung, Pflege 
und Fruchtfolge den Geſetzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Gartenwirtſchaft nicht oder nur un⸗ 
genügend entſprechen. Hierin kann der gut be⸗ 
treute ländliche Schulgarten Wandel ſchaffen. 
Ebenſo kann, und beſonders auf dem Lande, durch 
ſtete Belehrung im Schulgarten über den geſund⸗ 
heitlichen Wert des Obſtes und Gemüſes ein 
größerer Obſt⸗ und Gemüſeverbrauch im Haushalt 
erreicht werden, damit die durch einſeitige Er⸗ 
nährung (zuviel Fleiſch und Fett, Brot und Kar⸗ 
toffeln) hervorgetretenen und auf dem Lande ſo 
häufig beobachteten Ernährungskrankheiten, wie 
rachitiſche Erſcheinungen, ſchlechte Gebiſſe, blaſſe 
Geſichter, allmählich verſchwinden. 

Höchſtmögliche Bodennutzung wird erſtrebt und 
erreicht, wenn nach Punkt 4 der Richtlinien der 
Schulgarten nach den gärtneriſchen und land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſätzen einer planmäßigen 
Wechſelwirtſchaft bearbeitet wird und wenn durch 
ſachgemäßen Vor⸗, Haupt⸗ und Nachfruchtbau, ſowie 
durch Zwiſchenfruchtkulturen (Anbau verſchiedener 
Gewächſe mit langer und kurzer Entwicklungszeit, 
z. B. Salat oder Frühkohlrabi zwiſchen Spät⸗ 
kohlſorten) dem Boden mehrmalige und höchſte 
Erträge abgerungen werden. Die Erträge des 
Schulgartens — das ſei hier eingeflochten — 
gehören den Kindern, die nach dem Grade der 
Bedürftigkeit bedacht werden, oder ſie wandern 
in die Schulküche. Die Abgabe an öffentliche Wohl⸗ 
fahrtsſtellen, insbeſondere an das Winterhilfswerk, 
it aus erziehlichen Gründen erwünſcht; ein Verkauf 
von Erzeugniſſen im Wettbewerb mit den Erwerbs⸗ 
gärtnereien muß unterbleiben. 

Die Aufgaben des Schulgartens geſtatten nur 
eine Wirtſchaftsform, den Gemeinſchaftsgarten: 
die Richtlinien heben klar hervor, daß der Schul⸗ 
garten nicht nur Lehr⸗, ſondern Arbeits⸗ und Er⸗ 
ziehungsſtätte zur Gemeinſchaft iſt. Die Schüler⸗ 
oder Eigenbeete werden deshalb folgerichtig ab⸗ 
gelehnt; ſie dienen nicht der Gemeinſchaft, ſondern 
pflegen den Eigennutz. 

Da der Schulgarten Muſter für den Haus⸗, 
Siedler- und Kleingarten ſein ſoll, kann er ſich in 
ſeiner Ausdehnung nur in den Grenzen ortsüblicher 
Maße halten. Die in den Richtlinien angegebenen 
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Grenzen von 250 bis 500 qm ſind natürlich nur 
als ungefähre Richtmaße gedacht. Zu kleine Gärten 
erſchweren die Beſchäftigung aller Kinder einer 
Klaſſe; zu große Gärten erſchweren die Überſicht 
und erfordern mehr Arbeit, als im Rahmen des 
Lehr⸗ und Stundenplans geleiſtet werden kann, 
ohne andere Unterrichtsgebiete und Unterrichts⸗ 
ſtunden zu beeinträchtigen. Größere Flächen teilt 
man beſſer in mehrere Klaſſengärten auf und 
bereichert die Arbeits⸗ und Auswertungsmöglichkeit 
durch Schaffung beſonderer Einrichtungen, wie ſie 
die Richtlinien im Punkt 11 zur Auswahl ſtellen. 
Beobachtungsbeete zur Veranſchaulichung der 
wichtigſten Grundſätze der Vererbungs⸗, Züchtungs⸗ 
und Sortenlehre (Raſſenlehre) bieten eine hervor⸗ 
ragende Gelegenheit, dieſe ſchwierigen Stoffe in 
intereſſanter und kindertümlicher Form an die 
Schüler heranzubringen. Der Heil-, Gewürz⸗ und 
Küchenkräutergarten, früher in jedem Hausgarten 
zu finden, führt mit ſeinen köſtlichen Gewächſen 
und Düften in das Gebiet älteſter Volkstumskunde 
und älteſter Volksgeſundheitspflege und unterſtützt 
an ſeinem Teile die Beſtrebungen der Deutſchen 
Arbeitsgemeinſchaft zur Förderung der Beſchaffung 
heimiſcher Heil⸗, Gewürz⸗ und Duftpflanzen, 
Leipzig O 39, die in dem Anbau dieſer Pflanzen 
im Schulgarten eine Auregung zu vermehrter 
Sammeltätigkeit der Bevölkerung und einen Anreiz 
zum Anbau der Heil⸗ und Gewürzpflanzen durch 
den Kleingärtner ſieht. In Gegenden mit Wieſenbau 
und Viehzucht darf der Lehrgräſergarten nicht 
fehlen. Wo techniſche Pflanzen (Ol⸗ und Geſpinſt⸗ 
pflanzen) nicht oder zu wenig bekannt ſein ſollten, 
empfiehlt ſich aus volkswirtſchaftlichen Gründen die 
Anlage ſolcher Sonderbeete. In Induſtriegegenden 
oder Gegenden mit einſeitiger Wirtſchaft, wo z. B. 
nur Weizen oder Rüben oder nur beſtimmte Gemüſe 
gezogen werden, werden Schaubeete für beſondere 
biologiſche Gruppen, die in der Heimat nicht in 
geſchloſſener Form vorkommen, anzulegen ſein. Als 
ſolche nenne ich Beete mit verſchiedenen Getreide- 
arten, ſolche mit Futterpflanzen, in waſſer⸗ und 
waldarmen Gegenden eine kleine Teichanlage mit 
Waſſer⸗, Sumpf⸗ und Uferpflanzen, eine Gruppe 
Trockenlandpflanzen oder eine Abteilung mit unſeren 
heimiſchen Laub- und Nadelhölzern. Als Grundſatz 
gilt: Was die Natur an Ort und Stelle bietet, was 
mühelos auf biologiſchen Wanderungen erarbeitet 
werden kann, gehört nicht in den Schulgarten. 
Ebenſo können biologiſche Abteilungen überall da 
entbehrt werden, wo, wie in Großſtädten, ein nahe 
gelegener botaniſcher Garten ausgewertet werden 
kann. Landwirtſchaftliche Düngungs⸗ und Sorten⸗ 
anbauverſuche und die Anzucht von Obſtbäu men 
ſollen ebenfalls nicht im Schulgarten betrieben 
werden. Das bleibe den Berufsgärtnern überlaſſen. 
In dieſen Dingen befolge der Lehrer beſſer die 
Anregungen der Fachleute und des Reichsnähr⸗ 
ſtandes, baue die Gemüſeſorten der Reichsſortenliſte 
an und befrage bei Anpflanzung von Obſtbäumen 
die Sachverſtändigen der Landesbauernſchaften. 
Wo die Verhältniſſe es geſtatten, ſei auch die 
Einrichtung eines Bienenſtandes empfohlen. In 
einen größeren Schulgarten gehört der Bienenſtand 
ſchon aus unterrichtlichen, aber auch aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen. Die Imkerfachſchaften werden 


gern mit Rat und Tat zur Seite ſtehen. Die Bienen⸗ 
zucht bedarf ſtärkſter Förderung. Honigerzeugung 
entlaſtet den Fettverbrauch; Honig iſt Nahrung und 
Medizin zugleich. Wie wichtig die Bienen für die 
Beſtäubung und Befruchtung — und alſo auch für 
den Obſtanſatz — ſind, ſei nur angedeutet. 


Wer ſeinen Schulgarten mit einer Maulbeerhecke 
umgibt, ſchafft die Möglichkeit, nach etwa drei 
Jahren eine Seidenraupenzucht zu beginnen. 
Gerade der Schulgarten iſt, wie kaum eine andere 
Einrichtung, in der Lage, den deutſchen Seidenbau 
zu fördern. Die Einrichtungskoſten ſind gering. 
Ein heller, ſauberer und trockener, möglichſt auch 
heizbarer Raum und 1000 Heckenſträucher, die 
wenig Nutzland rauben und die als einjährige 
Setzlinge auch nur etwa 40 RM koſten, ermöglichen 
den Verſuch. Den ſonſtigen Bedarf kann man mit 
Kindern in Baſtel⸗ oder Werkſtunden ſelbſt her⸗ 
ſtellen. In Deutſchland iſt der Seidenbau nur 
gewinnbringend, wenn keine Unkoſten durch Arbeits⸗ 
löhne oder Anpachten von Land entſtehen. Da das 
bei den Schulgärten der Fall iſt, können die Schulen 
durch Einrichtung einer Seidenraupenzucht an der 
Deviſenerſparnis mitwirken. Die Reichsfachſchaft 
für Seidenbau in Celle bei Hannover gibt Pflanzen 
ab und erteilt jede gewünſchte Auskunft. 


Alle dieſe Einrichtungen, die der deutſchen Land⸗ 
und Volkswirtſchaft heute in beſonderem Maße 
dienen, ſind in den Richtlinien, den örtlichen Be⸗ 
dürfniſſen entſprechend, zur Auswahl geſtellt. Das 
gilt beſonders auch für die Einrichtung von Aquarien, 
Terrarien und Inſektarien, die wertvolle Gelegen- 
heiten für Tierbeobachtungen geben, allerdings auch 
liebevolle Sachkenntnis zur Vorausſetzung haben. 
Beſonders wichtig iſt das Inſektarium, das oft nur 
aus einem einzigen Glas zu beſtehen braucht. Da 
werden Gartennützlinge oder ⸗ſchädlinge unter⸗ 
gebracht, die bei der Arbeit im Garten gefunden 
werden, und ihre Entwicklung wird beobachtet. Daß 
jede Tierquälerei vermieden werden muß, brauche 
ich nicht beſonders hervorzuheben. Wichtiger ſcheint 
mir in dieſem Zuſammenhang der Hinweis, daß 
in dem Schulgarten auch praktiſcher Vogelſchutz 
getrieben werden kann durch Schaffung geeigneter 
Niſtgelegenheiten für Freibrüter und durch An⸗ 
bringung von Niſtkäſten für Höhlenbrüter. Das 
verlangt neben dem ideellen der praktiſche Nutzen: 
Unſere Singvögel ſind die beſten Schädlings⸗ 
bekämpfer. Wird in dieſer Weiſe die eigentliche 
Gartenarbeit erweitert, iſt wertvolle Arbeit im 
Sinne der Forderungen „Schadenverhütung“ und 
„Kampf dem Verderb“ geleiſtet. 

Wenn die Kinder beim Verlaſſen der Schule 
die verſchiedenen Arten der gärtneriſchen Boden⸗ 
bearbeitung und die Kulturpflanzen der deutſchen 
Heimat kennengelernt haben und in den Gemüſe⸗, 
Obſt⸗ und Blumenbau ſo weit eingeführt ſind, daß 
ſie ein Bild von der Einrichtung und Bewirtſchaftung 
eines eigenen Gartens in das Leben mitnehmen 
und danach in der Lage find, ſich ſpäter einmal einen 
ſolchen Garten einzurichten und ordnungsgemäß zu 
bewirtſchaften, dann ſind die weltanſchaulichen, 
nationalpolitiſchen, volkswirtſchaftlichen, unterricht⸗ 
erf und erziehlichen Aufgaben des Schulgartens 
erfüllt. 
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Es ift zu hoffen, daß die Richtlinien des Herrn 
Reichserziehungsminiſters im Lande manche Un⸗ 
klarheiten über Einrichtung und Bewirtſchaftung 
von Schulgärten beſeitigen und daß durch ſie die 
ganze Schulgartenfrage einen ſtarken Auftrieb 
erfahren wird. Rund der Hälfte aller preußiſchen 
Volks⸗ und mittleren Schulen iſt ein Schulgarten 


angegliedert; viel iſt noch zu tun, bis das Ziel: 
„Jeder Schule ein eigener Schulgarten“ erreicht iſt. 
Die Lehrerſchaft wird auch hier in bewährter 
Einſatzbereitſchaft mit allen zuſtändigen Stellen in 
vorderſter Linie für die Erreichung des Zieles 
kämpfen und alle Mittel und Wege zu eigener Aus⸗ 
bildung auf dieſem Gebiete ergreifen. 


Bücher und 


Die Amtsführung des Lehrers (Schulkunde). 
Ein Ratgeber und Nachſchlagebuch 
für alle Fragen des Volksſchul⸗ 

weſens. 
Herausgegeben in Gemeinſchaft mit Franz Dräger 
und Peter Schumacher von Guſtav Tie⸗ 
mann, Regierungs- und Schulrat in Berlin. 


Verlag L. Schwann, Düſſeldorf. 
512 Seiten. Biegſamer Leinenband. Preis 6,80 RM. 


Dem Herausgeber iſt ohne weiteres zuzuſtimmen, 
wenn er in ſeinem Vorwort von der Notwendigkeit 
einer umfaſſenden Zuſammenſtellung der Be⸗ 
ſtimmungen über das Volksſchulweſen nach dem 
neueſten Stande ſpricht. Anderſeits wird für ſolche 
Werke immer die Gefahr einer teilweiſen Ver⸗ 
alterung beſtehen, zumal in einer Zeit des Umbruchs, 
in der zur Zeit auch das ganze Volksſchulweſen noch 
ſteht. Der Herausgeber will dieſer Gefahr durch Er⸗ 
gänzungsblätter nach Bedarf begegnen, die dann 
allerdings mit zunehmender Zahl das Nachſchlagen 
wieder mühſamer machen. Ein für alle Fälle aus⸗ 
reichendes Nachſchlagebuch über das Volksſchul⸗ 
weſen ließe ſich im Grunde genommen auch nur 
bezirksweiſe herausbringen, da für den Gebraucher 
die Kenntnis der beſonderen Verfügungen eines 
Regierungspräſidenten von gleicher Bedeutung iſt. 
Dieſem Weg ſteht die Koſtenfrage im Wege, und 
ſomit wird das „mühſame“ Nachſchlagen in den 
einzelnen Amtsblättern doch nicht zu vermeiden 
ſein. Dieſe in den Verhältniſſen liegenden Be⸗ 
ſchränkungen vorausgeſetzt, iſt im ganzen der vor⸗ 
liegende Verſuch, einen neuen praktiſchen und zu⸗ 
verläſſigen Ratgeber für alle Fragen des Volksſchul⸗ 
weſens zu ſchaffen, gelungen. Die handliche Form, 
der umfaſſende Inhalt und die überſichtliche An⸗ 
ordnung nach Sachgebieten empfehlen das Werk. 
Das zeitlich angeordnete Regiſter der angeführten 
Geſetze, Erlaſſe uſw. und das alphabetiſch geführte 
Sachregiſter in Stichworten erleichtern den ſchnellen 
Gebrauch. Die an ſich praktiſche Anordnung iſt 
inſofern die herkömmliche geblieben, als die an⸗ 
geführten Erlaſſe, Beſtimmungen uſw. zu einem 
Stichwort nicht ſelten über das ganze Buch verſtreut 
ſind, z. B. iſt die Beurlaubung der Lehrer wegen 
Krankheit an drei verſchiedenen Stellen nach⸗ 
zuſchlagen, ebenſo bei den Stichworten „ohne 
Bezüge“ und „Wehrdienſt“, „Dienſtwohnung“ an 
ſieben verſchiedenen Stellen, „Arbeitsdienſt on 
neun, „ariſche Abſtammung“ an vier uſw. 
Wünſchenswert für ſchnellen Gebrauch eines Nach⸗ 


Zeitſchriften 


ſchlagebuches wäre, an einer Stelle alles zu einem 
Stichwort Gehörende zu bringen oder doch, falls 
dies aus techniſchen Gründen nicht möglich iſt, an 
der Hauptſtelle im Text das hier nicht Angeführte 
durch einen kurzen inhaltlichen Hinweis zu erſetzen. 
Bei den angeführten Geſetzen und Erlaſſen iſt doch 
mehr von Kürzungen und Auslaſſungen Gebrauch 
gemacht, als das Vorwort annehmen läßt, ſ. Deut⸗ 
ſches Beamtengeſetz vom 26. Januar 1937, S. 13, 
15, 16, 20, 22, 26 uſw., oder die Reiſekoſten⸗ 
beſtimmungen, die nur die Beſoldungsgruppen sig 
berückſichtigen. Auch müßte eine auszugsweiſe 
Wiedergabe einheitlich als ſolche bezeichnet werden, 
wie richtig auf S. 45: „Aus der Reichsdienſtordnung 
vom 26. Januar 1937“, aber nicht S. 442— 444, 
wo der Untertitel „Reiſekoſtenbeſtimmungen für 
die preußiſchen unmittelbaren Staatsbeamten (Pr. 
RKBeſt.) vom 23. März 1934“ den tatſächlichen 
Auszug nicht andeutet. Wenn auch das Bemühen 
des Herausgebers um Lückenloſigkeit und Zu⸗ 
verläſſigkeit im ganzen anzuerkennen iſt, ſo laſſen 
doch einige vorgenommene Stichproben eine Über⸗ 
prüfung des Werkes notwendig erſcheinen, z. B. 
S. 50/51: die Anführung des Miniſterialerlaſſes 
vom 12. Mai 1936 betr. nationalpolitiſche Schu⸗ 
lung der Lehrer beachtet nicht, daß der vorletzte 
Abſatz dieſes Erlaſſes über Fachausbildung durch 
Schulaufſichtsbehörden durch Miniſterialerlaß vom 
11. Dezember 1936 zurückgeſtellt iſt, S. 92: die Aus⸗ 
führungen über Schulgruppen des BDA. ſind in⸗ 
zwiſchen überholt, S. 92 V: zu den Ausführungen 
über den Deutſchen Gruß in der Schule wäre ein 
Hinweis auf S. 95 notwendig, wo der einſchränkende 
Miniſterialerlaß vom 11. April 1934 angeführt wird, 
S. 206/209: zum Miniſterialerlaß vom 11. De⸗ 
zember 1924 und 15. März 1928 betr. ſtatiſtiſchen 
Jahresbericht der Schulräte muß das längſt über⸗ 
holte Formular fortbleiben, S. 474: „Die Lehrer im 
Ruheſtand bedürfen zur Ausübung von Neben⸗ 
tätigkeit keiner Genehmigung“ iſt irreführend und 
läßt den Hinweis auf Miniſterialerlaß vom 12. De⸗ 
zember 1933 vermiſſen, der auf S. 194 die Not⸗ 
wendigkeit des Unterrichtserlaubnisſcheins vor⸗ 
ſchreibt. Die angeführten Beanſtandungen, die in 
den meiſten Fällen bei einer Neuauflage leicht 
abzuſtellen ſind, bilden jedoch keinen Grund, von 
einer Empfehlung abzuſehen. Das Nachſchlagebuch 
wird entſchieden bei Lehrern und Schulamts⸗ 
bewerbern wie auch in der Schulverwaltung und 
Schulaufſicht gute Dienſte leiſten. 

Rotenburg. Dan 
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Joſef Brandenburg: 
Wörterbuch der Deutſchen Kurzſchrift. 
(Verkehrs⸗ und Eilſchrift.) 


Mit Erläuterungen zur Urkunde vom 30. Januar 
1936 und Häufigkeitsangaben. 


5., neubearbeitete Auflage. DIN A5. 


Heckners Verlag, Wolfenbüttel. 
152 Seiten. Kart. 3 RM, geb. 3,80 RM. 


Das gut ausgeſtattete Buch zählt zu den reich⸗ 
haltigſten Nachſchlagewerken der Deutſchen Kurz⸗ 
ſchrift. Rund 40 000 Schriftbeiſpiele in der Ver⸗ 
kehrs⸗ und in der Eilſchrift werden in vorbildlicher 
Anordnung und in muſtergültiger Autographie 
aufgeführt. Fremdwörter, die faſt über Gebühr 
berückſichtigt ſind, werden, wenn es ſich um ſeltene 
Wörter handelt, erklärt. Die Pflichtkürzel ſind im 
Buchdruck durch Fettdruck, die wahlfreien Kürzel 
des $ 9 durch Antiquaſatz hervorgehoben. In Form 
von Fußnoten werden zahlreiche ſchreibtechniſche 
Hinweiſe gegeben. Beſondere Anerkennung ver⸗ 
dienen die Erläuterungen zur Syſtem⸗Urkunde am 
Schluß des Buches, die in Abe⸗Form gehalten ſind 
und den Wert des Buches noch erhöhen. Leider 
hält es der Verfaſſer für notwendig, an einigen 
Beſtimmungen der Syſtem⸗Urkunde Kritik zu üben, 
lo z. B. an $ 17, deſſen Inhalt er beſſer der Eilſchrift 
vorangeſtellt ſähe, wie es früher der Fall war. Für 
ſolche kritiſchen Bemerkungen iſt das vorliegende 
Buch nicht der geeignete Platz. Auch einige eigen⸗ 
mächtige Weiterbildungen des Syſtems, wie die 
Anwendung der früher üblichen beſonderen Ver⸗ 
bindung der linksauslaufenden Zeichen mit nach⸗ 
folgendem „n“, ſind nicht gutzuheißen. Bei dieſer 
Stellungnahme des Verfaſſers kann es nicht über⸗ 
raſchen, wenn in ſeinem Wörterbuch auch Schreib- 
weiſen auftreten, die nicht mehr als ſyſtemgetreu 
anzuſprechen ſind. Dies mindert den Wert des 
Buches aber nur wenig, ſo daß ſeine Anſchaffung 
trotzdem empfohlen werden kann. 


Berlin⸗Frohnau. E. Pols fuß. 


Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates. 
Band 3 Heft 55: 
Verkehrspolitik. 

Von Staatsſekretär Königs. 


Berlin 1936, Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 
35 Seiten. 


Der Verfaſſer zeigt in gedrängter Form die 
bedeutungsvollen Aufgaben, die ſowohl vom Güter⸗ 
als auch vom Perſonenverkehr zu erfüllen ſind, 
vielſeitige Aufgaben, die ſich aus der geographiſchen 
Lage und der Wirtſchaftsſtruktur des Deutſchen 
Reichs ergeben. Nicht nur der innerſtaatliche, 
ſondern auch der zwiſchenſtaatliche Verkehr wird 


dargeſtellt. Ferner nimmt der Verfaſſer zu den 
wichtigſten deutſchen Verkehrsproblemen der letzten 
Jahre Stellung. Im ganzen eine Arbeit, die einen 
Einblick in die heutige Verkehrspolitik gewährt. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Die Judenfrage in der modernen Welt. 
Von Dr. Wilhelm Ziegler. 


Berlin 1937, Junker & Dünnhaupt. 
32 Seiten. Preis 0,80 RM. 


Das Heft, das in der „Schriftenreihe der 
Deutſchen Hochſchule für Politik“ (Herausgeber 
Meier⸗Beneckenſtein) erſchienen iſt, ſchließt ſich 
würdig an die bereits vorliegenden Hefte an. Der 
Verfaſſer, Oberregierungsrat im Propaganda⸗ 
miniſterium, legt zunächſt dar, warum die Juden⸗ 
frage, die jahrhundertelang für die Juden günſtig 
ſtand, heute eine ſcharfe Wendung gegen die Juden 
genommen hat. Dieſe grundſätzlichen Ausführungen 
werden durch geſchichtliche Rückblicke unterbaut. 
Eine Überſchau auf das Verhalten der außer⸗ 
deutſchen Staaten in der Judenfrage leitet unter 
ſtändigem Bezug auf Deutſchland zu dem Schlußteil 
über, in dem die Löſungsmöglichkeiten erörtert 
werden. Die gehaltvollen Ausführungen ſind klar 
und fremdwortfrei geſchrieben und verdienen weite 
Verbreitung. 


Berlin. Benze. 


Dienſt bei den Waffen. 
Heft 1: W. Burckhardt, Infanterie. 
Heft 3: E. Gerlach, Artillerie. 
Heft 4: v. Ahlfen, Pioniere. 
Heft 5: A. Benary, Kraftfahrkampftruppe. 
Heft 6: K. Mügge, Nachrichtentruppe. 


Leipzig 1937, J. Detke. 


Je 41 bis 60 Seiten. Einzelpreis 0,80 RM, bei 
Maſſenbezug Ermäßigung. 


Die Hefte dieſer Reihe wollen der Jugend eine 
lebendige Vorſtellung von der Weſensart und den 
Aufgaben der einzelnen Waffengattungen des 
deutſchen Heeres geben. Sie ſind anſchaulich und 
leichtverſtändlich geſchrieben, mehrfach in Form 
eines Geſprächs oder eines Tagesablaufs aus der 
Ausbildungszeit oder dem Manöver. Lichtbilder 
erhöhen die Anſchaulichkeit. Die Darſtellungsform 
iſt der Auffaſſungsgabe auch des Unteroffizier⸗ 
nachwuchſes angemeſſen. Auf einen kurzen Über- 
blick über die Geſchichte der betreffenden Waffen⸗ 
gattung und ihre Leiſtung im Weltkriege folgen 
Schilderungen ihrer beſonderen Aufgabe innerhalb 
des Geſamtverbandes des Heeres, ihrer techniſchen 
Eigenarten, des Ganges der Ausbildung im erſten 
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und zweiten Jahr, der Gewinnung des Nach⸗ 
wuchſes und der Möglichkeiten des Aufſtiegs zu 
einer endgültigen Lebensſtellung. Durchweg iſt 
die Bedeutung der allgemein ſoldatiſchen Erziehung 
neben der techniſchen Sonderdurchbildung betont; 
immer wieder wird deutlich, daß notwendigerweiſe 
höchſte Anforderungen an die Leiſtungsfähigkeit, 
vor allem die ſelbſtändige Entſchlußkraft des ein⸗ 
zelnen Mannes geſtellt werden müſſen, und daß 
der Dienſt im modernen Heer mit ſeiner unendlichen 
Vielſeitigkeit bis zuletzt höchſt feſſelnd iſt. So ſind 
dieſe Hefte durchaus geeignet, bei der Jugend 
Verſtändnis und Liebe zum Heer zu wecken und ſie 
innerlich bereitwillig und freudig auf die Dienſtzeit 
einzuſtellen. Beſonders wichtig erſcheint in dieſer 
Hinſicht das Heft 1 über die Infanterie, welches 
ſehr nachdrücklich die Kernſtellung dieſer Waffen⸗ 
gattung und ihre überragende Bedeutung heraus⸗ 
arbeitet und zeigt, daß ſie an Vielſeitigkeit der Auf⸗ 
gaben in keiner Weiſe hinter den techniſchen und 
motoriſierten Waffen zurückſteht. 


Berlin. Dr. Ulrich Haacke. 


Das Rotbuch über Spanien. 


Bilder — Dokumente — Zeug en⸗ 
ausſagen. 


Geſammelt und herausgegeben von der Anti⸗ 
Komintern. 


Berlin⸗Leipzig 1937, Nibelungen⸗Verlag G. m. b. H. 
Kartoniert 1,90 RM. 


Der Krieg, der ſeit mehr als einem Jahre das 
ſpaniſche Volk in Grauen und Entſetzen, in Trauer 
und Leid erſtarren läßt, iſt von einer auswärtigen 
Macht ſyſtematiſch vorbereitet und wird auch in 
ſeiner entſcheidenden Bewegung von dieſer Macht 
beſtimmt. Die unmittelbare Nähe der geſchichtlichen 
Ereigniſſe läßt eine Darſtellung und Würdigung 
des Kampfes in ſeiner geiſtigen und politiſchen Be⸗ 
deutung noch nicht zu; dagegen iſt die Methode und 
die Taktik der Vernichtung und der Zerſtörung, wie 
ſie von der Roten Front ſeit Beginn der Kriegs⸗ 
handlung ausgeübt und durchgeführt worden ſind, 
in den Einzelheiten klar zu erkennen. Die Ver⸗ 
brechen und Greuel ſchließen ſich zu einem einheit⸗ 
lichen Geſamtbild kommuniſtiſcher Weltanſchauung, 
wie es eindringlicher und ſchrecklicher nicht gedacht 
werden kann. 

Das große Maß und die Fülle ſyſtematiſcher 
Verbrechen, die ganze Stufenleiter menſchlicher 
Grauſamkeiten und Scheußlichkeiten und ſchließlich 
auch der Wille reſtloſer Zerſtörung und Vernichtung 
werden in der von der Anti⸗Komintern heraus⸗ 
gegebenen Schrift deutlich ſichtbar. Hier ſind Bilder, 


Dokumente und Zeugenausſagen geſammelt, die 
in ihrer Schrecklichkeit und Grauenhaftigkeit menſch⸗ 
lich nicht mehr verſtändlich ſind und nur noch erklärt 
werden können, wenn man ſie auf die den Kampf 
tragende Weltanſchauung des Bolſchewismus 
bezieht. — Man kann ein ſolches Buch nicht be⸗ 
ſprechen, weil jedes Wort, das man ſagen würde, 
zu blaß und zu gering wäre für die gewaltige und 
ſchreckliche Sprache der Tatſachen. Man kann nur 
wünſchen, daß dieſes Buch, deſſen Wahrheit und 
hiſtoriſche Richtigkeit von jedem bezeugt werden 
kann, der in den erſten Wochen des Kampfes im 
roten Gebiet war, ſo ernſt genommen wird, wie 
es auf Grund ſeiner Bedeutung ernſt genommen 
zu werden verdient. 


Berlin. Dr. Adams. 


Beamten⸗Jahrbuch 1937 Heft 7. 
Verlag Beamtenpreſſe G. m. b. H., Berlin. 
Bezugspreis 1,50 RM vierteljährlich (3 Hefte). 


Das „Beamten⸗Jahrbuch“, die wiſſenſchaftliche 
Monatsſchrift für das deutſche Berufsbeamtentum, 
enthält im Juli⸗Heft neben der Anſprache des Reichs⸗ 
miniſters Dr. Frick zur Jahrestagung des Reichs⸗ 
verbandes Deutſcher Verwaltungs⸗Akademien am 
5. Juni 1937 in Düſſeldorf, in der der Reichs⸗ 
beamtenminiſter auf die Notwendigkeit dauernder 
Selbſtſchulung aller Beamten hinwies, einen Aufſatz 
von Univerſitätsprofeſſor Walz ⸗ Breslau über die 
völkerrechtliche Lage Oberſchleſiens, dem im Hinblick 
auf das am 15. Juli abgelaufene Genfer Ober⸗ 
ſchleſien⸗Abkommen beſondere Bedeutung zukommt. 
Landgerichtspräſident a. D. Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Brand behandelt eingehend das neue Er⸗ 
ſtattungsverfahren auf Grund des Geſetzes vom 
18. April 1937. Landesinſpektor Lottſchen zeigt 
den Wandel der Rechtsſtellung des Kaſſenwalters 
im Gemeindeverfaſſungsrecht. Dr. jur. Schack 
ſetzt ſeinen Bericht über die beamtenrechtliche 
Literatur und Rechiſprechung fort. — So zeigt auch 
das neue Heft das ernſte Streben der Beamtenſchaft 
nach wiſſenſchaftlicher Fortbildung. 


Berlin. Dr. Zſchucke. 


Berichtigung. 


Die auf Seite 150/1937 empfohlene, von der 
Reichsdruckerei in Berlin herausgebrachte farbige 
Wiedergabe eines Gemäldes Friedrichs des Großen 
Re von Menzel koſtet nicht 24 RM, ſondern 
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— 


Neu erſchienen: 


Weidmannſche Taſchen ausgaben 
neue Folge Heft 3: 


Die Dreußiſche Candesſchulkaſſe 


Zweiter Abſchnitt des Preußiſchen Volks ſchulfinanzgeſetzes vom 2. Dezember 
1936 nebft Durchführungsverordnung, Ausführungsanweiſung und fonftigen 
Derwaltungsvorfchriften 


Herausgegeben von 


Robert Hülsdell 


Amts rot im Reichs- und Preußiſchen Minifterium für Wiſlenſchaſt, Erjiehung und Dolksbildung 


Die ſeit 1920 beftehende Preußiſche Candesſchulkaſſe wird für unüberſichtlich und verwickelt gehalten. 
Wenn das für die Vergangenheit zum Teil zutreffen mag, fo iſt feit dem 1. April 1937 das Syftem der 
Candesſchulkaſſe durch das neue Dolksſchulfinanzgeſetz ſehr viel einfacher geworden. Durch das Geſetz 
find zugleich mit Wirkung für den Staat und die Gemeinden wichtige, in der Landesfchulkaffe ver- 
wirklichte nderungen in der Verteilung der perlönlichen Volksſchullaſten eingetreten. 


Das Buch enthält als neue Grundlage der Candesſchulkaſſe den zweiten Abſchnitt des Volksſchulfinanz⸗ 
geſetzes, die entſprechenden Teile der Durchführungs verordnung und der Ausführungsanmwelfung, ferner 
alle mit dieſem Gebiet zuſammenhängenden, meift ſchwer zugänglichen fonftigen Dorfchriften und 
Miniſterialerlaſſe oder Finweife auf fi. Ruch das ſogar für Fachleute immer noch verwickelt 
erſcheinende Gebiet bei Gewährung von Kirchenamtszulagen iſt durch Abdruck der neueſten krlaſſe und 
lonſt durch Erläuterungen völlig geklärt worden. Für die ſtaatlichen und die kommunalen Kaſſen 
find die Dorfchriften über Rechnungsführung und Rechnungslegung abgedruckt. 


Das Buch ſoll ein Hilfsmittel fein für alle, die ſich dienſtlich mit dieſem Sachgeblet zu beſchüftigen 
haben: für die Dienftftellen des Regierungspräſidenten, des Candrats, des Bürgermeifters, der 
ſtaatlichen und der Gemeindekaffen. 


Huch die Unterrichtsverwaltungen der anderen deutſchen Länder werden ſich für den Aufbau der 
Dreußiſchen Candesſchulkaſſe intereffieren, da wohl bald die Zeit kommen muß, daß für alle deutſchen 
Länder eine Einheitlichkeit auf dem Gebiete der Volksſchullaſtenverteilung zu ſchaffen iſt. Daher kann 
für fie ein Einblick in die preußiſche Verteilung der perſönlichen Volksſchullaſten von Nutzen fein, 


kin beſonderer Anhang zu dem feft enthält die übrigen im Text nicht abgedruckten Abſchnitte der 
Ausführungsanweilung zum Volksſchulfinanzgeſetz. 


144 Seiten / 1937 / mit Anhang broſchiert AM 3.- 
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